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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 
federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. erinnert daran, dass Gender Mainstreaming nicht nur politische Erklärungen auf höchster 
Ebene erfordert, sondern auch den politischen Willen der der EU und die Führungsrolle 
der Mitgliedstaaten, die Festlegung von Prioritäten bei den Zielsetzungen und die 
Überwachung der erzielten Fortschritte;

2. stellt fest, dass derzeit große Bemühungen zur Integration eines Konzepts, das Gender-
Fragen berücksichtigt, in die Außenpolitik und die Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) unternommen werden, auch durch Entwicklung der 
quantitativen Dimension des Gender-Mainstreaming etwa durch Fragebögen, Checklisten, 
Erfassung der Zahl von Männern und Frauen); betont, dass jedoch auch seine qualitative 
Dimension entwickelt werden sollte, und zwar durch Konzentration auf den 
sozioökonomischen Hintergrund, vor dem die ESVP-Missionen durchgeführt werden, und 
auf die Frage, wie eine Gender-Perspektive aktiv zur Wirksamkeit und zum Erfolg der 
Politiken und Missionen der EU beitragen kann;

3. fordert den Rat auf, eine(n) europäische(n) Sonderbeauftragte(n) für die Rechte der Frau 
zu ernennen, die bzw. der das Engagement der EU für die Stärkung der Rolle der Frauen 
in der Außen- und Entwicklungspolitik stärken würde;

4. begrüßt die Tatsache, dass die revidierte Fassung der Europäischen Sicherheitsstrategie 
einen Hinweis auf die Resolutionen 1325(2000), 1820(2008) und 1612(2005) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen beinhaltet und dass der Rat der EU ein 
umfassendes Konzept für die Umsetzung der Resolutionen 1325(2000) und 1820(2008) 
des UN-Sicherheitsrats über Frauen, Frieden und Sicherheit durch die EU sowie Leitlinien 
bezüglich der Gewalt gegen Frauen und Mädchen und der Bekämpfung aller Formen von 
Diskriminierung von Frauen und Mädchen angenommen hat;

5. begrüßt die Benennung von Beraterinnen/Beratern für Gender-Fragen für nahezu alle 
ESVP-Missionen in Einklang mit den Schlussfolgerungen des Rates vom November 
20061; betont jedoch, dass ihre Tätigkeit durch das Fehlen einer konkreten Gender-Politik 
der EU – insbesondere mangelndes Bewusstsein für Gender-Fragen und/oder fehlende 
Bereitschaft, ihre Bedeutung anzuerkennen – und das Fehlen genderspezifischer 
Haushaltslinien bei der Finanzierung von ESVP-Missionen beeinträchtigt werden 
könnten; fordert, dass ausreichende Finanzmittel und hauptamtlich tätige Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zur Verfügung gestellt werden und weist darauf hin, dass Gender-Fragen 
auf allen Ebenen der Einsatzleitung, sowohl in Brüssel als auch am Ort der 
Militäroperationen, vertreten werden sollten;

1 Schlussfolgerungen des Rates Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen des Rates der 
Europäischen Union, Sekretariatsdokument (14884/1/06 Rev1) zur Förderung und durchgängigen 
Berücksichtigung der Gleichstellung von Männern und Frauen im Bereich des Krisenmanagements. 
www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/gena/91617.pdf

http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/gena/91617.pdf
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6. betont, dass Vergewaltigung und sexuelle Gewalt als Mittel der Kriegsführung eingesetzt 
werden; betont, dass sie als Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
bestraft werden sollten; fordert mehr Programme zur Unterstützung von Opfern;

7.  fordert die Kommission auf, auch weiterhin bei Partnerländern und Mitgliedstaaten der 
EU darauf zu dringen, nationale Aktionspläne im Hinblick auf die Resolution 1325(2000) 
des UN-Sicherheitsrats zu entwickeln und umzusetzen; betont, dass diese Aktionspläne 
finanziell angemessen ausgestattet werden, Mechanismen für Überwachung und 
Rechenschaftspflicht sowie Benchmarks und Termine für die Bewertung der Fortschritte 
beinhalten sollten;

8. stellt fest, dass von den 16 Positionen der EU-Vertreter und EU-Beauftragten, die von 
Javier Solana, dem Hohen Vertreter der ESVP, benannt werden, nur zwei mit Frauen 
besetzt sind; erinnert an das Versprechen des Rates, diesbezüglich, auch auf der Ebene des 
höheren Managements, für eine größere Ausgewogenheit bei den ESVP-Operationen zu 
sorgen, und fordert die Mitgliedstaaten auf, mehr weibliche Kandidaten für neu zu 
besetzende Positionen im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP)/ESVP zu nominieren, besonders für die Ämter von EU-Sonderbeauftragten und 
Missionsleitern;

9. betont die Bedeutung der aus den EU-Missionen zu ziehenden Lehren, besonders der 
Erkenntnis, dass die Gender-Perspektive bereits in der Erkundungsphase der Operationen 
berücksichtigt werden und in klarer, konkreter und praxisbezogener Form präsentiert 
werden muss; ist der Ansicht, dass die Ausbildung in diesem Bereich vor dem konkreten 
Einsatz der Mitarbeiter stattfinden sollte und dass Anlaufstellen für Gleichstellungsfragen 
so frühzeitig wie möglich anhand spezifischer Kriterien ausgewählt und benannt werden 
sollten; verweist ferner auf die Notwendigkeit der regelmäßigen Berichterstattung über 
Gender-Fragen, um die Fortschritte im Zusammenhang mit den Missionen bei der 
Einbeziehung einer Gender-Perspektive zu überwachen und die diesbezügliche Situation 
im Einsatzgebiet zu bewerten;

10. begrüßt die Tatsache, dass in Länderstrategiepapieren und regionalen Strategiepapieren 
sowie in nationalen Richtprogrammen systematisch auf die Gleichstellung der 
Geschlechter und die Rechte der Frau verwiesen wird, bedauert jedoch, dass der Gender-
Aspekt oft als sektorübergreifendes Problem dargestellt wird, ohne Nennung konkreter 
Maßnahmen, Festlegung von Zielen und Fristen oder entsprechende Mittelzuweisungen; 
weist auf die Notwendigkeit hin, ein umfassendes Konzept für Frauen in Konfliktgebieten 
und bei der Friedensschaffung in die Planung einzubeziehen, und ersucht die 
Kommission, ein Mainstreaming der Geschlechterdimension in sektoralen Bereichen ihrer 
Entwicklungszusammenarbeit wie Justiz, verantwortungsvolle Staatsführung, Gesundheit 
und Bildung durchzuführen; fordert die Einbeziehung genderspezifischer Maßnahmen und 
Ziele in die zukünftigen Strategien;

11. erinnert an die Notwendigkeit, die Gender-Perspektive in die Maßnahmen zur Verhütung   
von Konflikten, in die Einsätze zur Friedenserhaltung und die Missionen für den 
Wiederaufbau nach Konflikten sowie in die Politik der Nachbarschaft und der 
Entwicklungszusammenarbeit zu integrieren, um die Gleichstellung der Geschlechter und 
die Emanzipation der Frauen als wichtigstes Instrument zur Förderung der 
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Menschenrechte und Bekämpfung von Armut zu erreichen;

12. ist überzeugt, dass bei der Planung von ESVP-Missionen der Mitwirkung von örtlichen 
Frauenorganisationen am Friedensprozess Rechnung getragen werden sollte, in 
Würdigung des spezifischen Beitrags, den sie dazu leisten können, und Anerkennung der 
besonderen Art und Weise, in der Frauen von Konflikten betroffen sind;

13. stellt fest, dass alle Finanzinstrumente, die die Außenbeziehungen, die Erweiterungs- und 
die Entwicklungspolitik der EU betreffen, einen übergreifenden Hinweis auf die 
Gleichstellung der Geschlechter und die Rechte der Frau beinhalten, obwohl die 
zugeteilten finanziellen und humanen Ressourcen offensichtlich nicht ausreichen; ersucht 
die Kommission, das Gender Budgeting in diesen Politikbereichen zu konsolidieren, 
innerhalb eines angemessenen zeitlichen Rahmens Mittel für Geschlechterfragen 
vorzusehen und Indikatoren und Zielgrößen zu entwickeln, die die Bewertung der 
Ergebnisse ermöglichen;

14. ist der Ansicht, dass die von der Kommission bereitgestellten Mittel für die 
Gesundheitsversorgung und folglich für die Förderung der Gesundheit von Frauen und 
Mädchen im Hinblick auf ihre Verpflichtungen im Bereich der Entwicklungspolitik 
unzureichend sind; stellt fest, dass dem Sonderbericht des Rechnungshofs über die 
Entwicklungshilfe der EU für die Gesundheitsversorgung in Afrika (Januar 2009) zufolge 
die anteiligen Fördermittel für den Gesundheitssektor in den afrikanischen Ländern 
südlich der Sahara, bezogen auf die gesamte Entwicklungshilfe der EU im 
Gesundheitsbereich, seit dem Jahr 2000 unverändert geblieben sind, während in der MEZ-
Anzeigetafel 2007 noch eine sehr hohe Müttersterblichkeit in den Ländern südlich der 
Sahara ermittelt wurde; fordert die Kommission auf, die Fördermittel zugunsten des 
Gesundheitssektors und besonders des Bereichs des MEZ5 und der Sexual- und 
Reproduktionsgesundheit erheblich aufzustocken;

15. weist darauf hin, dass wirksames Gender-Mainstreaming eine verstärkte Zusammenarbeit 
zwischen Gebern und Akteuren, Mechanismen für eine Rechenschaftspflicht und stärkere 
Übernahme von Eigenverantwortung für den Entwicklungsprozess durch die nationalen 
Regierungen erfordert; betont in diesem Zusammenhang den Mehrwert, der durch 
Initiativen wie die EG/UN-Partnerschaft zur Gleichstellung für Entwicklung und Frieden 
und die „Gender-Responsive Budgeting“-Initiativen erbracht wird; begrüßt die im 
Rahmen der umfassenden Strategie zur Umsetzung der Resolutionen Nr. 1325 und 1820 
des UN-Sicherheitsrates vorgesehene Einsetzung einer Task Force für Frauen, Frieden 
und Sicherheit;

16. ist besorgt, wie die Kommission ihr Versprechen einhalten will, 20 % der EU-Hilfe für 
medizinische Grundversorgung und Bildung bereitzustellen; betont die Notwendigkeit der 
Bildung für Mädchen und einer Erziehung im Sinne der Gleichstellung für Mädchen und 
Jungen; fordert eine stärkere Unterstützung solcher Maßnahmen im Rahmen der 
Hilfeprogramme der EU.
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